
rüstung weiter vertieft hat. Sie 
umfaßt heute alle Seiten des 
wirtschaftlichen, politischen 
und kulturellen Lebens, der 
Innen- und Außenpolitik. 
Rückgang der wirtschaftlichen 
Zuwachsraten, ständig stei­
gende Inflationsraten, finan­
zielle Zerrüttung der Groß­
städte, Stagnation oder Rück­
gang des Realeinkommens 
großer Teile der Arbeiter­
klasse, Existenzbedrohung der 
Klein- und Familienfarmer, 
Verringerung der öffentlichen 
Ausgaben für Bildung, Kultur, 
Sozial- und Gesundheitswesen 
sind nur einige der Hauptfakto­
ren, die Ausdruck dieser um­
fassenden Krise sind.
Die bisherige Zunahme der 
Arbeitslosigkeit ist ein beson­
ders markantes Beispiel für die j 
monopolistischen Ausbeu- j 
tungspraktiken in der Krisen- \ 
zeit. Allein in den Monaten 
April und Mai 1980 stieg die j 
Arbeitslosenzahl in den USA 
um 1,7 Millionen auf insgesamt 
8,2 Millionen.
Besonders betroffen von diesen 
Krisenerscheinungen sind die 
30 Millionen Afroamerikaner, j 
die Chicanos (Amerikaner me­
xikanischer Abstammung), die 
Puertorikaner, die Amerikaner 
asiatischer Herkunft und die 
indianischen Ureinwohner. Ih­
rem Kampf um rassische, so­
ziale und politische Gleichbe­
rechtigung, die bisher zwar 
formal erreicht, aber praktisch 
nur auf dem Papier steht,.wid­
met die Partei besondere Auf­
merksamkeit. Gleichzeitig stellt 
sie die Aufgabe, die Einheit der 
amerikanischen Arbeiterklasse 
herzustellen. Tatsache ist, daß 
die Existenzbedingungen und 
Interessen der amerikanischen 
Arbeiter weißer Hautfarbe und 
die der Arbeiter anderer Na­
tionalitäten nicht nur objektiv 
die gleichen sind, sondern sich 
durch die verhängnisvollen 
Auswirkungen der Krise in zu­
nehmendem Maße angleichen. 
Eine einheitlich handelnde Ar­
beiterklasse, die sich nach und

nach aus den Fesseln der 
reaktionären Führungs clique 
der AFL/CIO-Gewerkschaften 
befreien kann, soll zur Basis 
einer breiten antimonopolisti­
schen Koalition werden, die 
auch andere Werktätige und 
ausgebeutete Schichten um­
faßt.
Sowohl der im vergangenen 
Jahr verstorbene Vorsitzende 
der AFL/CIO Meany wie auch 
sein Nachfolger Kirkland sind 
Verfechter eines militanten 
antikommunistischen Kurses. 
Unter ihrer Führung sollen die 
Gewerkschaften in ein willfäh­
riges Instrument der großen 
Monopolparteien, insbesondere 
der Demokratischen Partei, 
umgewandelt werden, was sich
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unter anderem in der Unter­
stützung der von Carter betrie­
benen Boykottpolitik gegen die 
UdSSR ausdrückt.
Die möglichst umfassende 
Propagierung dieser Ziele und 
Aufgaben der Partei, die In­
tensivierung des Kampfes ge­
gen den Rassismus, für de­
mokratische gesellschaftliche 
Veränderungen, für Frieden 
und Abrüstung stehen deshalb 
im Zentrum der Aktivitäten der 
Partei im Wahljahr 1980. Mit 
ihrer Beteiligung am Wahl­
kampf wollen die Kommuni­
sten erreichen, daß die Stimme 
der Partei, ihr antimonopolisti­
sches Programm von Millionen 
Wählern gehört wird und sich 
daraus über eine längere Peri­
ode neue Kräfte entwickeln, die 
sich diesem Kampf anschlie­
ßen.

Die Nominierung von Gus Hall 
als Präsidentschaftskandidat 
und von Angela Davis als Vi­
zepräsidentschaftskandidat 
wurde von der Partei mit der 
Absicht verbunden, ihre Zu­
lassung als offizielle Kandida­
ten in 30 Bundesstaaten zu er­
reichen. Angesichts der reak­
tionären und diskriminieren­
den Wahlgesetzgebung in den 
Bundesstaaten der USA würde 
die Realisierung dieses Zieles 
einen großen politischen Erfolg 
für die Kommunisten dar stel­
len, denn 1968 wurden die 
Kandidaten der KP lediglich in 
zwei und 1976 in 19 Bundes­
staaten offiziell zugelassen.
Die Erfahrungen der letzten 
Wochen und Monate machen 
allerdings deutlich, daß der 
USA-Regierung und den Be­
hörden der Bundesstaaten nach 
wie vor jedes Mittel recht ist, die 
KP der USA vom Wahlkampf 
auszuschließen. So ist es der 
Kommunistischen Partei zum 
Beispiel im Bundesstaat Texas 
auf Grund der dort bestehen­
den Wahlgesetzgebung verbo­
ten, Kandidaten für Präsident­
schafts- und Kongreßwahlen 
aüfzustellen. In anderen Bun­
desstaaten wird versucht, 
durch finanzielle und for­
maljuristische Hindernisse so­
wie politische Diskriminierung 
und Gewaltandrohung die No­
minierung kommunistischer 
Kandidaten zu erschweren bzw. 
zu verhindern. (Siehe dazu 
„Hürden im Wahlkampf der KP 
der USA“, in: „Neues Deutsch­
land“ vom 10. April 1980)
Die Kommunisten der USA las­
sen sich von diesen antikom­
munistischen, undemokrati­
schen Mitteln und Praktiken 
nicht einschüchtern, sondern 
kämpfen mit Opfermut und 
Optimismus für die Erweite­
rung des Einflusses der Partei, 
für die Schaffung eines breiten 
antimonopolistischen Bündnis­
ses, dessen Entwicklung und 
Festigung im Interesse aller 
Werktätigen der Vereinigten 
Staaten von Amerika liegt.
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